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Textliche Festsetzungen (Rechtsgrundlagen)

Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB

1.
Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplanes


Die Ortsgemeinde Alpenrod hat in seiner Sitzung am 12.02.2008 die Aufstellung des Bebauungsplanes "Wehrholz II" beschlossen sowie den Entwurf des Bebauungsplanes anerkannt. Das bestehende Gewerbegebiet wird erweitert und hat eine Gesamtgröße im Plangebiet von ca. 8 ha.

2.
Ziele und Zweck des Bebauungsplanes


Das Planungsziel ist u.a., den ansässigen Unternehmen im Plangebiet eine Erweiterung Ihrer Gewerbebetriebe zu ermöglichen. Des weiteren werden auch Bauflächen für neue innovative Firmen geschaffen.

3.
Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich im Nordwesten der Ortsgemeinde Alpenrod nördlich der bestehenden gewerblichen Bebauung.

Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 8,0 ha.

Die überregionale Anbindung des Plangebietes erfolgt über die L 288 aus Richtung Hachenburg sowie über die L 281, Nistertalstraße. Die Anbindung des Gewerbegebietes vor Ort erfolgt über die Gemeindestraße "Im Wehrholz" sowie über die vorhandene Erschließungsstraße bzw. die vorgelagerten Grundstücke der bestehenden Gewerbegebiete.

4.
Planinhalt und Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung :

Als Art der baulichen Nutzung wird "Gewerbegebiet" (GE) gemäß § 8 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt. Zulässig sind die in § 8 Abs. 2, Ziffer 1 und 2 BauNVO aufgeführten Gewerbebetriebe, Lagerhäuser und Lagerplätze sowie zugehörige Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude. Nicht zulässig sind die gemäß § 8 Abs. 2, Ziffer 3 und 4 BauNVO genannten Tankstellen – außer Betriebstankstellen für den Eigenbedarf – sowie Anlagen für sportliche Zwecke.

Nicht zulässig und auch nicht ausnahmsweise zulässig sind die in § 8 Abs. 3, Ziffer 1 – 3 BauNVO genannten Anlagen wie Wohnungen für Bereitschafts- und Aufsichtspersonen sowie für Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungs-stätten aller Art.

Zulässiges Maß der baulichen Nutzung / Bauweise § 16 BauNVO :

        Gewerbegebiet :
Grundflächenzahl :
GRZ =  0,6
Geschossflächenzahl :
GFZ =  0,8


Maximale Firsthöhe :
18 m

Dachneigung :                                  0 – 45° 

Die max. Firsthöhe von 18 m bezieht sich auf den höchstgelegenen Punkt des 

natürlichen Geländes am Gebäude.

Abweichende Bauweise :

Es wird eine abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt.

5.
Flächennutzungsplan – Einfügung in die städtebauliche
Ordnung und die überörtliche Planung –


Der vorliegende Bebauungsplan ist Bestandteil der neuesten Fortschreibung des Flächennutzungsplanes der Verbandsgemeinde Hachenburg.

6.
Darstellung der Verkehrsverhältnisse und der zu erwartenden
Auswirkungen durch die Planung

An den bisherigen Verkehrsverhältnissen wird sich im wesentlichen nichts verändern.

Die überregionale Anbindung des Plangebietes erfolgt über die L 288 aus Richtung Hachenburg sowie über die L 281, Nistertalstraße. Die Anbindung des Gewerbegebietes vor Ort erfolgt über die Gemeindestraße "Im Wehrholz" sowie über die vorhandene Erschließungsstraße bzw. die vorgelagerten Grundstücke der bestehenden Gewerbegebiete.

Innerhalb des Plangebietes wird die Straße "Am Wehrholz" auf einer Breite von 8 m komplett ausgebaut. Die Gesamtbreite setzt sich wie folgt zusammen:

Fahrbahnbreite :
6,00 m

Gehwegbreite :
1,50 m


Schrammbord :
0,50 m

Der neu ausgebaute Weg endet mit einem Wendeplatz für LKW's (Durchmesser   24 m). Der tangierte Wirtschaftsweg bleibt in der Fortführung erhalten.

Am äußeren Rand und innerhalb des Gewerbegebietes wird ein Wirtschaftsweg mit einer Gesamtbreite von 6,50 m geführt, der von der L 288 bis zum Wendeplatz verläuft.

7.
Technische Gestaltung der Straßenverkehrsflächen

7.1
Ausbauquerschnitte :


Breite des Ausbauquerschnittes der Erschließungsstraße :


Fahrbahnbreite
=
6,00 m


Gehweg

=
1,50 m


Schrammbord

=
0,50 m

Der Aufbau des Straßenkörpers erhält gemäß RSTO 01 folgende Gliederung :


Bauklasse IV


Deckschicht :


  4,0 cm


Asphalttragschicht :

14,0 cm


Frostschutzschicht :

52,0 cm


Gesamt :


70,0 cm

7.2
Kreuzungen und Einmündungen, Änderungen im Wegenetz

Änderungen im Anbindungsbereich des "Plangebietes" an das überörtliche Straßennetz werden nicht vorgenommen.

7.3
Entwässerung

Die Oberflächenentwässerung erfolgt innerhalb des Plangebietes über neue Regenwasserkanäle zu einem neu angelegten Regenrückhaltebecken, wobei das anfallende Oberflächenwasser gedrosselt der Vorflut zugeleitet wird.

Auf den Gewerbegebietsflächen wird das anfallende Regenwasser zum Teil von den Gewerbebetrieben gesammelt und wieder genutzt.

7.4
Öffentliche Verkehrsanlagen

Bushaltestellen sind im Plangebiet nicht vorgesehen. 

7.5
Leitungen

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und Benachrichtigung werden die Versorgungsträger zur Stellungnahme aufgefordert und beteiligt.

Vor dem Ausbau ist rechtzeitig eine Abstimmung mit den zuständigen Versorgungsträgern über Neuverlegungen bzw. Veränderungen von vorhandenen Versorgungsleitungen herbeizuführen.

Stellungnahme KEVAG Verteilnetz GmbH, Koblenz vom 02.11.2009 :

Entlang des Wirtschaftsweges verläuft am Rand der landschaftspflegerischen Kompensationsmaßnahme E3 eine Niederspannungsfreileitung. Der Bestand und die Betriebssicherheit der Netzanlage muss künftig ebenso sichergestellt sein wie die Durchführung von Unterhaltungs-, Wartungs- und Montagearbeiten. Hierunter fällt auch das notwendige Kurzhalten des Bewuchses und evtl. Freistellen der Leitungstrasse.

8.
Landespflegerische Maßnahmen

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gemäß 9 Abs.1 Nr.20 und 25 a BauGB

8.1
Vermeidungsmaßnahmen   (V)

V1


Während der Bauzeit sind die entsprechenden Schutzvorschriften für die Lagerung und die Verwendung von wasser- und bodengefährdenden Stoffen zu beachten.

V2


Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen des Bodenwasserhaushaltes ist das auf dem Baugrundstück anfallende Dach- und Oberflächenwasser möglichst vor Ort zu versickern oder als Brauchwasser zu nutzen. 

V3

Zur Vermeidung von Verlusten besetzter Fledermausquartiere dürfen Bäume mit pot. Fledermausquartieren nur in der Zeit von September bis Oktober gerodet werden. Als Ersatz für die beseitigten Baumhöhlen sind Fledermauskästen in dem angrenzenden Waldgebiet aufzuhängen (mind. 10 Stück). Die Auswahl der Bäume und der Standorte für die Fledermauskästen hat durch einen Sachverständigen zu erfolgen.

8.2
Ersatzmaßnahmen   (E)

E1

Auf der gekennzeichneten Grünfläche mit Gräben und Mulden zur Versickerung und Rückhaltung von Oberflächenwasser im Nordosten des Gewerbegebietes ist eine extensive Grünlandfläche mittlerer bis feuchter Standorte zu entwickeln und zu pflegen. Hierzu ist die Fläche einmal im Jahr (Mahd nicht vor dem 15.Sept.) zu mähen. Das Mahdgut kann innerhalb der Flächen gesammelt abgelagert werden. In feuchten bis nassen Bereichen ist eine Hochstaudenflur durch Sukzession zu ermöglichen. Diese Bereiche sind alle drei Jahre einmal zu mähen. Die Düngung der Fläche und das Ausbringen von Pestiziden ist nicht zulässig. Entlang der westlichen Grenze zum Gewerbegebiet ist eine zweireihige Feldgehölzhecke aus Arten der Pflanzenvorschlagsliste Nr. 1.1 anzupflanzen. Flächengröße: ca. 0,96 ha

E2



Im Randbereich der nordwestlich gelegenen Gewerbefläche an der L 288 ist ein mind. 3-reihiges Feldgehölz aus einheimische Gehölzen (s. Pflanzenvorschlagsliste 1.1) auf der gesamten Länge der priv. Grünfläche anzulegen. Im Feldgehölz ist pro 10 lfdm. je ein Heister (z. B. Feldahorn, Eberesche) zu pflanzen und als Überhälter dauerhaft zu erhalten. Auf der privaten Grünfläche mit einer Breite von 10 m sind die sonstigen Flächen, die das zu pflanzende Feldgehölz umgeben, als extensiver Krautsaum zu entwickeln. Hierzu ist die Fläche einmal jährlich ab dem 15. Sept. zu mähen und das Mahdgut zu entfernen.


Die Maßnahme dient der Einbindung der Gewerbeflächen in das Landschaftsbild und der Abschirmung der Bauflächen zum angrenzenden Offenland.


Flächengröße: ca. 0,39 ha

E3



Die mit E3 gekennzeichnete Waldfläche auf Flurstück 78 in Flur 10 der Gem. Alpenrod im Nordwesten des Gewerbegebietes ist zusammen mit dem Erlen-Eschen-Sumpfwald als Naturwaldparzelle dauerhaft zu entwickeln und im Forsteinrichtungswerk als solche einzutragen. Die Waldfläche ist aus der forstwirtschaftlichen Nutzung heraus zu nehmen und zum Altholzbestand zu entwickeln. Die vorhandenen Nadelgehölze sind in einen Laubmischwald umzuwandeln. Im Randbereich des durch den Bebauungsplan angeschnittenen Waldrandes ist ein neuer Waldmantel aufzubauen, der eine Abschirmung von Störungen aus dem Gewerbegebiet in den Erlen-Eschenwald bewirkt.


Absterbende oder umgestürzte Bäume sind unverändert in der Fläche zu belassen. Langfristiges Ziel ist die Entwicklung eines naturnahen Laub-Mischwaldes mit reichem Alt- und Totholz sowie einer artenreichen Kraut- und Strauchschicht aus Naturverjüngung. Bei Bedarf ist die Fläche zum Schutz gegen Wildverbiss einzuzäunen.


Flächengröße ca. 4,4 ha

E4



Die mit E4 gekennzeichnete Waldfläche nördlich von Dehlingen auf dem Flurstück 43 in Flur 12 der Gem. Alpenrod ist als Naturwaldparzelle zu entwickeln und im Forsteinrichtungswerk als solche einzutragen. Die Waldfläche ist aus der forstwirtschaftlichen Nutzung heraus zu nehmen und dauerhaft zum Altholzbestand zu entwickeln. Absterbende oder umgestürzte Bäume sind unverändert in der Fläche zu belassen. Langfristiges Ziel ist die Entwicklung eines naturnahen Laub-Mischwaldes mit reichem Alt- und Totholz sowie einer artenreichen Kraut- und Strauchschicht aus Naturverjüngung. Bei Bedarf ist die Fläche zum Schutz gegen Wildverbiss einzuzäunen. 


Flächengröße ca. 5,6 ha

E5


Entlang des Wirtschaftsweges auf Flurstück 17 in Flur 10 und Flurstück 71 in Flur 13 der Gem. Alpenrod ist auf der westlichen Seite eine Allee aus einheimischen und regional typischen Laubbäumen (s. Pflanzenvorschlagsliste 1.2; z. B. Linden, Bergahorn, Esche, Kastanie) oder Obstbäumen anzupflanzen. Hierfür sind in Ergänzung zu den vorhandenen Laubbäumen entlang des Weges auf einem 3 m breiten Streifen der insgesamt 6 – 8 m breiten Wegeparzelle in einem Abstand von 10 m ca. 50 Stck. Hochstämme mit einem Stammumfang von 16 – 18 cm anzupflanzen. Der 3 m breite Streifen ist ansonsten als blütenreicher Krautsaum zu entwickeln und einmal jährlich ab 15.09. zu mähen. Die Düngung der Fläche und das Ausbringen von Pestiziden ist nicht zulässig. Flächengröße ca. 530 m Länge, 3 m Breite.

8.3
Gestaltungsmaßnahmen   (G)

G1
Je angefangener 500 m² Grundstücksfläche ist 1 hochstämmiger Laubbaum zu pflanzen (s. Anhang Pflanzenvorschlagsliste 1.2). Dies schließt hochstämmige, regionaltypische Obstbäume gem. Anhang 1.0 ausdrücklich ein.



Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen (Grundstücksfreiflächen) sind grundsätzlich gärtnerisch zu gestalten. Flächenbefestigungen (Fußwege, Lagerplätze, etc...) sollten soweit wie möglich wasserdurchlässig ausgebaut werden. Versiegelungen sind auf ein notwendiges Maß zu reduzieren.

G2
Im Randbereich der Gewerbegrundstücke zum Außenbereich sind entlang der Grundstücksgrenzen auf den Grundstücken Hecken aus standortgerechten einheimischen Sträuchern und niedrigwüchsigen Bäumen in einer Breite von ca. 2,0 m zu pflanzen (zweireihig, s. Anhang, Pflanzenvorschlagsliste 1.1).

Diese Hecken stellen in Verbindung mit den vorgelagerten Wiese und dem angrenzenden Waldgebiet ein wichtiges Lebensraumelement im Übergangsbereich Bebauung – Offenland - Wald für zahlreiche Tierarten dar und bilden eine optische Abschirmung des Gewerbegebietes gegenüber den angrenzenden Offenlandflächen.

G3
Auf den privaten Grundstücksflächen ist entlang der Grundstücksgrenzen zu benachbarten Bauflächen eine mindestens einreihige Hecke aus einheimischen Laubgehölzen (s. Pflanzenvorschlagsliste 1.1) anzupflanzen. Diese Maßnahme dient der Untergliederung und Eingrünung der Bauflächen sowie der optischen Auflockerung des gesamten Gewerbegebietes.

8.4
Schutzmaßnahmen   (S)

S1
Die gekennzeichneten Gehölzbestände (Obstbäume, Sträucher, Waldränder) sind zu erhalten und dauerhaft zu sichern. Anschüttungen sind derart herzustellen, dass die Gehölze nicht beschädigt werden. 

S2
Der vorhandene Waldsaum aus Laubgehölzen ist dauerhaft zu erhalten und in seinem Bestand zu schützen.

S3
Bei allen Bauarbeiten sind die DIN 18920 und die RAS-LP 4 zum Schutz des Oberbodens und der Gehölze unbedingt zu beachten und anzuwenden.

S4

Für die Dauer der Bauphase (Hallenneubau der Fa. Böhmer-Klöckner) muss für den zu erhaltenden Quellsumpf eine Bautabuzone eingerichtet werden.
Die aufgeführten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sind während der Bauphase, die Kompensationsmaßnahmen spätestens ab der auf den Eingriffszeitpunkt folgenden Vegetationsperiode durchzuführen.

Befreiung nach § 48 LNatSchG

Die Erschließung und die Ausweisung der Bauflächen erfordern die Inanspruchnahme von Biotopflächen, die gemäß § 30 Abs. 2 Nr. 4 BNatSchG einem Pauschalschutz unterliegen. Es handelt sich hierbei um Randbereiche von einem Eschen-Erlen-Sumpfwald und um einen Quellsumpf mit angrenzendem Nasswiesenbereich.

Für die Überbauung dieser geschützten Biotopflächen ist von der Oberen Naturschutzbehörde mit dem Bescheid vom 20.04.2009 eine Befreiung nach § 48 Abs. 1 Nr. 2 LNatSchG erteilt worden.

Die in den Nebenbestimmungen des Bescheides aufgeführten Auflagen werden in die Textfestsetzungen übernommen und soweit erforderlich im Bebauungsplan dargestellt.

Aussagen zum Artenschutz

Im „Fachbeitrag Artenschutz“ wurde überprüft, ob Biotope von streng geschützten Arten nach § 10 LNatSchG zerstört werden, die nicht ausgleichbar sind und hinsichtlich eines günstigen Erhaltungszustandes der örtlichen Populationen diese nachteilig beeinträchtigt werden.

In einer weiteren Prüfung wurde ermittelt, ob die Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG in Bezug auf die besonders geschützten Arten nach § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG durch das Vorhaben erfüllt werden können.

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass keine Biotope von streng geschützten Arten im Sinne des § 10 Abs. 2 Satz 2 LNatSchG zerstört werden, die nicht ausgleichbar wären und die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 unter Einhaltung der im Fachbeitrag Naturschutz beschriebenen Kompensations- und Vermeidungsmaßnahmen nicht erfüllt werden. 

ANHANG 
PFLANZENVORSCHLAGSLISTE
1.0
Standortgerechte, regionaltypische Obsthochstämme

Äpfel :
Boikenapfel

Großer Rheinischer Bohnapfel

Kaiser Wilhelm

Prinz Albrecht von Preußen

Schafsnase

Winterrambour

Birnen :
Gellerts Butterbirne

Gute Graue

Köstliche von Charneux

Kirschen :
Große Schwarze Knorpelkirsche

Hedelfinger Riesen

Zwetsche :
Hauszwetsche

1.1
Feldgehölzhecken

Niedrigwachsende Bäume – Heister :
Feldahorn


Acer campestre

Roterle


Alnus glutinosa

Eberesche


Sorbus aucuparia

Sträucher :
Haselnuß


Corylus avellana

Weißdorn


Crataegus monogyna

Pfaffenhütchen

Euonymus europaeus

Liguster


Ligustrum vulgare

Schlehe


Prunus spinosa

Hundsrose


Rosa canina

Salweide


Salix caprea

Schwarzer Holunder
Sambucus nigra

Traubenholunder

Sambucus racemosa

Schneeball


Viburnum opulus

1.2
Hochstämmige Laubbäume 

Spitzahorn
Acer platanoides

Bergahorn
Acer pseudoplatanus

Kastanie
Aesculus hippocastanum

Bergulme
Ulmus glabra

Roterle
Alnus glutinosa

Birke
Betula pendula

Hainbuche
Carpinus betulus

Apfeldorn
Crataegus carrierei

Esche
Fraxinus excelsior

Traubeneiche
Quercus petraea

Stieleiche
Quercus robur

Winterlinde
Tilia cordata

Sommerlinde
Tilia platyphyllos

9.
Maßnahmen zur Ordnung von Grund und Boden

Zur Neuordnung der Grundstücke wird eine einvernehmliche, privatrechtliche Regelung angestrebt.


Schreiben des Vermessungs- und Katasteramtes Westerburg vom 12.10.2009:


Seitens des Vermessungs- und Katasteramtes Westerburg wurden zwei Fortführungsvermessungen durchgeführt. Die aktualisierten ALK Daten der Verbandsgemeinde Hachenburg wurden in den vorliegenden Bebauungsplan übernommen.

Alpenrod, ......................................

Müschenbach im April 2011

.......................................................

...........................................................

Salzer          
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A)
RECHTSGRUNDLAGE

Die Rechtsgrundlagen für die Aufstellung und Durchführung des Bebauungsplan-verfahrens bilden in der jeweils gültigen Fassung :

1.
Baugesetzbuch (BauGB)

2.
Baunutzungsverordnung (BauNVO)

3.
Planzeichenverordnung

4.
Landes-Naturschutzgesetz

5.
Bundesimmissionsschutzgesetz

6.
Landesbauordnung




B)
IN ERGÄNZUNG DER PLANZEICHNUNG WIRD FOLGENDES FESTGESETZT :
1.
Planungsrechtliche Festsetzungen



(gemäß BauGB in Verbindung mit BauNVO)

1.1
Art der baulichen Nutzung

Als Art der baulichen Nutzung wird "Gewerbegebiet" (GE) gemäß § 8 BauNVO festgesetzt. Zulässig sind die in § 8 Abs. 2, Ziffer 1 und 2 BauNVO aufgeführten Gewerbebetriebe, Lagerhäuser und Lagerplätze sowie zugehörige Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude. Nicht zulässig sind die gemäß § 8 Abs. 2, Ziffer 3 und 4 BauNVO genannten Tankstellen – außer Betriebstankstellen für den Eigenbedarf – sowie An-lagen für sportliche Zwecke. Nicht zulässig und auch nicht ausnahmsweise zulässig sind die in § 8 Abs. 3, Ziffer 1 – 3 BauNVO genannten Anlagen wie Wohnungen für Bereitschafts- und Aufsichtspersonen sowie für Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie Vergnügungsstätten aller Art.

1.2
Zulässiges Maß der baulichen Nutzung / Bauweise § 16 BauNVO :

Gewerbegebiet :

Grundflächenzahl :
GRZ =  0,6

Geschossflächenzahl :
GFZ =  0,8


Maximale Firsthöhe :
18 m

Dachneigung :                     0-45 °

Die maximale Firsthöhe von 18 m bezieht sich auf den höchstgelegenen 

Punkt des natürlichen Geländes am Gebäude.

Abweichende Bauweise :

Es wird eine abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt.

2.
Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften


(gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 88 LBauO)

2.1
Dächer


Dachneigung 0 – 45°.

2.2
Gebäudeaußenwände


Für die Farbgestaltung der Gebäudeaußenwände sind ausschließlich gedeckte, landschaftsangepasste Farbtöne zulässig.

3.
Verkehrsflächen


Entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB wird der Straßenraum als Verkehrsfläche sowie Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung wie Fußgängerbereiche, Flächen für das Parken von Fahrzeugen sowie der Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen festgesetzt.

4.
Landespflegerische Festsetzungen

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gemäß 9 Abs.1 Nr.20 und 25 a BauGB



Vermeidungsmaßnahmen   (V)

V1


Während der Bauzeit sind die entsprechenden Schutzvorschriften für die Lagerung und die Verwendung von wasser- und bodengefährdenden Stoffen zu beachten.

V2


Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen des Bodenwasserhaushaltes ist das auf dem Baugrundstück anfallende Dach- und Oberflächenwasser möglichst vor Ort zu versickern oder als Brauchwasser zu nutzen. 

V3

Zur Vermeidung von Verlusten besetzter Fledermausquartiere dürfen Bäume mit pot. Fledermausquartieren nur in der Zeit von September bis Oktober gerodet werden. Als Ersatz für die beseitigten Baumhöhlen sind Fledermauskästen in dem angrenzenden Waldgebiet aufzuhängen (mind. 10 Stück). Die Auswahl der Bäume und der Standorte für die Fledermauskästen hat durch einen Sachverständigen zu erfolgen.


Ersatzmaßnahmen   (E)

E1

Auf der gekennzeichneten Grünfläche mit Gräben und Mulden zur Versickerung und Rückhaltung von Oberflächenwasser im Nordosten des Gewerbegebietes ist eine extensive Grünlandfläche mittlerer bis feuchter Standorte zu entwickeln und zu pflegen. Hierzu ist die Fläche einmal im Jahr (Mahd nicht vor dem 15.Sept.) zu mähen. Das Mahdgut kann innerhalb der Flächen gesammelt abgelagert werden. In feuchten bis nassen Bereichen ist eine Hochstaudenflur durch Sukzession zu ermöglichen. Diese Bereiche sind alle drei Jahre einmal zu mähen. Die Düngung der Fläche und das Ausbringen von Pestiziden ist nicht zulässig. Entlang der westlichen Grenze zum Gewerbegebiet ist eine zweireihige Feldgehölzhecke aus Arten der Pflanzenvorschlagsliste Nr. 1.1 anzupflanzen. Flächengröße: ca. 0,96 ha

E2



Im Randbereich der nordwestlich gelegenen Gewerbefläche an der L 288 ist ein mind. 3-reihiges Feldgehölz aus einheimische Gehölzen (s. Pflanzenvorschlagsliste 1.1) auf der gesamten Länge der priv. Grünfläche anzulegen. Im Feldgehölz ist pro 10 lfdm. je ein Heister (z. B. Feldahorn, Eberesche) zu pflanzen und als Überhälter dauerhaft zu erhalten. Auf der privaten Grünfläche mit einer Breite von 10 m sind die sonstigen Flächen, die das zu pflanzende Feldgehölz umgeben, als extensiver Krautsaum zu entwickeln. Hierzu ist die Fläche einmal jährlich ab dem 15. Sept. zu mähen und das Mahdgut zu entfernen.


Die Maßnahme dient der Einbindung der Gewerbeflächen in das Landschaftsbild und der Abschirmung der Bauflächen zum angrenzenden Offenland.


Flächengröße: ca. 0,39 ha

E3



Die mit E3 gekennzeichnete Waldfläche auf Flurstück 78 in Flur 10 der Gem. Alpenrod im Nordwesten des Gewerbegebietes ist zusammen mit dem Erlen-Eschen-Sumpfwald als Naturwaldparzelle dauerhaft zu entwickeln und im Forsteinrichtungswerk als solche einzutragen. Die Waldfläche ist aus der forstwirtschaftlichen Nutzung heraus zu nehmen und zum Altholzbestand zu entwickeln. Die vorhandenen Nadelgehölze sind in einen Laubmischwald umzuwandeln. Im Randbereich des durch den Bebauungsplan angeschnittenen Waldrandes ist ein neuer Waldmantel aufzubauen, der eine Abschirmung von Störungen aus dem Gewerbegebiet in den Erlen-Eschenwald bewirkt.


Absterbende oder umgestürzte Bäume sind unverändert in der Fläche zu belassen. Langfristiges Ziel ist die Entwicklung eines naturnahen Laub-Mischwaldes mit reichem Alt- und Totholz sowie einer artenreichen Kraut- und Strauchschicht aus Naturverjüngung. Bei Bedarf ist die Fläche zum Schutz gegen Wildverbiss einzuzäunen.


Flächengröße ca. 4,4 ha

E4



Die mit E4 gekennzeichnete Waldfläche nördlich von Dehlingen auf dem Flurstück 43 in Flur 12 der Gem. Alpenrod ist als Naturwaldparzelle zu entwickeln und im Forsteinrichtungswerk als solche einzutragen. Die Waldfläche ist aus der forstwirtschaftlichen Nutzung heraus zu nehmen und dauerhaft zum Altholzbestand zu entwickeln. Absterbende oder umgestürzte Bäume sind unverändert in der Fläche zu belassen. Langfristiges Ziel ist die Entwicklung eines naturnahen Laub-Mischwaldes mit reichem Alt- und Totholz sowie einer artenreichen Kraut- und Strauchschicht aus Naturverjüngung. Bei Bedarf ist die Fläche zum Schutz gegen Wildverbiss einzuzäunen. 


Flächengröße ca. 5,6 ha

E5


Entlang des Wirtschaftsweges auf Flurstück 17 in Flur 10 und Flurstück 71 in Flur 13 der Gem. Alpenrod ist auf der westlichen Seite eine Allee aus einheimischen und regional typischen Laubbäumen (s. Pflanzenvorschlagsliste 1.2; z. B. Linden, Bergahorn, Esche, Kastanie) oder Obstbäumen anzupflanzen. Hierfür sind in Ergänzung zu den vorhandenen Laubbäumen entlang des Weges auf einem 3 m breiten Streifen der insgesamt 6 – 8 m breiten Wegeparzelle in einem Abstand von 10 m ca. 50 Stck. Hochstämme mit einem Stammumfang von 16 – 18 cm anzupflanzen. Der 3 m breite Streifen ist ansonsten als blütenreicher Krautsaum zu entwickeln und einmal jährlich ab 15.09. zu mähen. Die Düngung der Fläche und das Ausbringen von Pestiziden ist nicht zulässig. Flächengröße ca. 530 m Länge, 3 m Breite.


Gestaltungsmaßnahmen   (G)

G1
Je angefangener 500 m² Grundstücksfläche ist 1 hochstämmiger Laubbaum zu pflanzen (s. Anhang Pflanzenvorschlagsliste 1.2). Dies schließt hochstämmige, regionaltypische Obstbäume gem. Anhang 1.0 ausdrücklich ein.



Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen (Grundstücksfreiflächen) sind grundsätzlich gärtnerisch zu gestalten. Flächenbefestigungen (Fußwege, Lagerplätze, etc...) sollten soweit wie möglich wasserdurchlässig ausgebaut werden. Versiegelungen sind auf ein notwendiges Maß zu reduzieren.

G2
Im Randbereich der Gewerbegrundstücke zum Außenbereich sind entlang der Grundstücksgrenzen auf den Grundstücken Hecken aus standortgerechten einheimischen Sträuchern und niedrigwüchsigen Bäumen in einer Breite von ca. 2,0 m zu pflanzen (zweireihig, s. Anhang, Pflanzenvorschlagsliste 1.1).

Diese Hecken stellen in Verbindung mit den vorgelagerten Wiese und dem angrenzenden Waldgebiet ein wichtiges Lebensraumelement im Übergangsbereich Bebauung – Offenland - Wald für zahlreiche Tierarten dar und bilden eine optische Abschirmung des Gewerbegebietes gegenüber den angrenzenden Offenlandflächen.

G3
Auf den privaten Grundstücksflächen ist entlang der Grundstücksgrenzen zu benachbarten Bauflächen eine mindestens einreihige Hecke aus einheimischen Laubgehölzen (s. Pflanzenvorschlagsliste 1.1) anzupflanzen. Diese Maßnahme dient der Untergliederung und Eingrünung der Bauflächen sowie der optischen Auflockerung des gesamten Gewerbegebietes.


Schutzmaßnahmen   (S)

S1
Die gekennzeichneten Gehölzbestände (Obstbäume, Sträucher, Waldränder) sind zu erhalten und dauerhaft zu sichern. Anschüttungen sind derart herzustellen, dass die Gehölze nicht beschädigt werden. 

S2
Der vorhandene Waldsaum aus Laubgehölzen ist dauerhaft zu erhalten und in seinem Bestand zu schützen.

S3
Bei allen Bauarbeiten sind die DIN 18920 und die RAS-LP 4 zum Schutz des Oberbodens und der Gehölze unbedingt zu beachten und anzuwenden.

S4

Für die Dauer der Bauphase (Hallenneubau der Fa. Böhmer-Klöckner) muss für den zu erhaltenden Quellsumpf eine Bautabuzone eingerichtet werden.
Die aufgeführten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sind während der Bauphase, die Kompensationsmaßnahmen spätestens ab der auf den Eingriffszeitpunkt folgenden Vegetationsperiode durchzuführen.

Befreiung nach § 48 LNatSchG

Die Erschließung und die Ausweisung der Bauflächen erfordern die Inanspruchnahme von Biotopflächen, die gemäß § 30 Abs. 2 Nr. 4 BNatSchG einem Pauschalschutz unterliegen. Es handelt sich hierbei um Randbereiche von einem Eschen-Erlen-Sumpfwald und um einen Quellsumpf mit angrenzendem Nasswiesenbereich.

Für die Überbauung dieser geschützten Biotopflächen ist von der Oberen Naturschutzbehörde mit dem Bescheid vom 20.04.2009 eine Befreiung nach § 48 Abs. 1 Nr. 2 LNatSchG erteilt worden.

Die in den Nebenbestimmungen des Bescheides aufgeführten Auflagen werden in die Textfestsetzungen übernommen und soweit erforderlich im Bebauungsplan dargestellt.

Aussagen zum Artenschutz

Im „Fachbeitrag Artenschutz“ wurde überprüft, ob Biotope von streng geschützten Arten nach § 10 LNatSchG zerstört werden, die nicht ausgleichbar sind und hinsichtlich eines günstigen Erhaltungszustandes der örtlichen Populationen diese nachteilig beeinträchtigt werden.

In einer weiteren Prüfung wurde ermittelt, ob die Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG in Bezug auf die besonders geschützten Arten nach § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG durch das Vorhaben erfüllt werden können.

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass keine Biotope von streng geschützten Arten im Sinne des § 10 Abs. 2 Satz 2 LNatSchG zerstört werden, die nicht ausgleichbar wären und die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 unter Einhaltung der im Fachbeitrag Naturschutz beschriebenen Kompensations- und Vermeidungsmaßnahmen nicht erfüllt werden. 

5.
Maßnahmen zur Ordnung von Grund und Boden:

Zur Neuordnung der Grundstücke wird eine einvernehmliche, privatrechtliche Regelung angestrebt.


Schreiben des Vermessungs- und Katasteramtes Westerburg vom 12.10.2009:


Seitens des Vermessungs- und Katasteramtes Westerburg wurden zwei Fortführungsvermessungen durchgeführt. Die aktualisierten ALK Daten der Verbandsgemeinde Hachenburg wurden in den vorliegenden Bebauungsplan übernommen.

6.
Hinweis :

Der Bestand und die Betriebssicherheit der vorhandenen Netzanlagen der KEVAG Verteilnetz GmbH, Koblenz, wird sichergestellt. 

ANHANG 
PFLANZENVORSCHLAGSLISTE
1.0
Standortgerechte, regionaltypische Obsthochstämme

Äpfel :
Boikenapfel

Großer Rheinischer Bohnapfel

Kaiser Wilhelm

Prinz Albrecht von Preußen

Schafsnase

Winterrambour

Birnen :
Gellerts Butterbirne

Gute Graue

Köstliche von Charneux

Kirschen :
Große Schwarze Knorpelkirsche

Hedelfinger Riesen

Zwetsche :
Hauszwetsche

1.1
Feldgehölzhecken

Niedrigwachsende Bäume – Heister :
Feldahorn


Acer campestre

Roterle


Alnus glutinosa

Eberesche


Sorbus aucuparia

Sträucher :
Haselnuß


Corylus avellana

Weißdorn


Crataegus monogyna

Pfaffenhütchen

Euonymus europaeus

Liguster


Ligustrum vulgare

Schlehe


Prunus spinosa

Hundsrose


Rosa canina

Salweide


Salix caprea

Schwarzer Holunder
Sambucus nigra

Traubenholunder

Sambucus racemosa

Schneeball


Viburnum opulus

1.2
Hochstämmige Laubbäume 

Spitzahorn
Acer platanoides

Bergahorn
Acer pseudoplatanus

Kastanie
Aesculus hippocastanum

Bergulme
Ulmus glabra

Roterle
Alnus glutinosa

Birke
Betula pendula

Hainbuche
Carpinus betulus

Apfeldorn
Crataegus carrierei

Esche
Fraxinus excelsior

Traubeneiche
Quercus petraea

Stieleiche
Quercus robur

Winterlinde
Tilia cordata

Sommerlinde
Tilia platyphyllos

Alpenrod, den .........................

.................................................

Salzer

Ortsbürgermeisterin






